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EGÖD-Kommentar zur Mitteilung der Europäischen Kommission über einen 
 

„Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Europa“, vom 
Exekutivausschuss am 24./25. April 2012 verabschiedet 

 
 

1. Die Europäische Kommission veröffentlichte im Dezember 2011 eine Mitteilung zu einem 
„Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Europa“ KOM (2011) 
900: http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/president/news/speeches-
statements/pdf/20111220_1_de.pdf. Diese Mitteilung ergänzte Vorschläge zum 
öffentlichen Beschaffungswesen, zu Konzessionen und zu staatlichen Beihilfen.1 

 
2. Leider ist die  Mitteilung der Europäischen Kommission eher ein „marktwirtschaftlicher“ als 

ein „qualitativer“ Rahmen. 2  In der Einleitung wird zwar die „fundamentale Rolle“ der 
öffentlichen Dienste (Dienste von allgemeinem Interesse – DAI) anerkannt, was den 
sozialen Zusammenhalt, das Sicherheitsnetz und die Unterstützung der wissensbasierten 
Wirtschaft angeht, doch die Mitteilung liefert keine praktischen Umsetzungsvorschläge. Es 
wird weder analysiert noch reflektiert, wie die Bestimmungen des neuen Vertrags (Charta 
der Grundrechte, Protokoll 26 zu DAI, Artikel 14, Unterstützung des sozialen Dialogs) als 
wesentlicher Bestandteil des europäischen Sozialmodells zur Sicherung und 
Untermauerung öffentlicher Dienste genutzt werden könnten.  

 
3. Darüber hinaus kann die Mitteilung vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen und sozialen 

Krise in Europa und im Gegensatz zu früheren Standpunkten der Kommission als 
Rückschritt betrachtet werden. Es heißt, die Existenz eines Dienstes von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse (DAWI) stehe in direkter Verbindung zum Marktversagen, was 
impliziert, dass Marktlösungen an sich besser seien und daher Priorität haben sollten. Aus 
diesem Grund wird der vorhergehende Standpunkt der Kommission, die „Erfüllung einer 
Gemeinwohlaufgabe [solle] im Spannungsfall Vorrang haben“, nicht bekräftigt (Weißbuch 
zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 2004). 

 
4. Seit den 80er Jahren räumt die EU der Entwicklung der Binnenmarkt- und 

Wettbewerbspolitik Vorrang ein und spielt die Rolle der öffentlichen Dienste und des 
öffentlichen Sektors für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung systematisch herunter.3 
Statt jedoch die „reale“ Wirtschaft zu „belasten“, ist der öffentliche Sektor im weitesten 
Sinne eine Triebfeder für Entwicklung und sozialen Fortschritt. Die öffentlichen Dienste 
haben im Rahmen der EU2020 oder Economic-Governance-Reformen das Potenzial, den 
Weg für eine nachhaltigere und gerechtere Entwicklung zu ebnen. Wie von den 
Sozialpartnern im Kommunal- und Regionalregierungssektor gezeigt, „gibt es einen 
kontinuierlichen Bedarf nach öffentlichen Investitionen, um die Auswirkungen der Krise zu 
mildern, Lebensstandards aufrecht zu erhalten und auf zukünftige Bedürfnisse vorbereitet 
zu sein. (…)

                                                           
1
 Siehe aktuelle Informationen in Anhang I. 

2
 Siehe auch die Debatte zum Thema Kommunikation, die von der Intergruppe Öffentliche Dienstleistungen des 

Europäischen Parlaments (EP) am 11. Januar 2012 organisiert wurde: http://services-publics-
europe.eu/index.php. 
3
 Siehe PPT von David Hall, PSIRU, unter http://www.epsu.org/a/8259, und die EGÖD-Erklärung zum  

Jahreswachstumsbericht 2012: http://www.epsu.org/r/61. 

http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/president/news/speeches-statements/pdf/20111220_1_de.pdf
http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/president/news/speeches-statements/pdf/20111220_1_de.pdf
http://services-publics-europe.eu/index.php
http://services-publics-europe.eu/index.php
http://www.epsu.org/a/8259
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5.  In diesem Zusammenhang setzt die nachhaltige Finanzierung eine sozial gerechte 
Besteuerung und andere Einnahmen voraus, die ausreichen, um langfristige Investitionen 
im Hinblick auf die veränderlichen Bedürfnisse lokaler Gemeinden zu tätigen.“4 

6. EGÖDs Ansicht nach sollte ein „Qualitätsrahmen für DAI in Europa“ in folgenden 
Grundsätzen verankert sein: 

 Artikel 14 des Vertrages zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse (DAWI) und Protokoll Nr. 26 zu DAI, welches den EU- und Mitgliedstaaten 
eine gemeinsame Verantwortung für „ein hohes Niveau in Bezug auf Qualität, 
Sicherheit und Bezahlbarkeit, Gleichbehandlung und Förderung des universellen 
Zugangs und der Nutzerrechte“ in öffentlichen Diensten überträgt, einschließlich 
öffentliche Verwaltung 

 Artikel 152-155 zum sozialen Dialog, die der Europäischen Kommission Verantwortung 
für die Förderung der Rücksprache mit Sozialpartnern und für die Ermöglichung des 
sozialen Dialogs geben, einschließlich in DAI 

 Charta der Grundrechte 

 Grundsätze des guten Regierens (Offenheit, Partizipation, Verantwortlichkeit, 
Effektivität und Kohärenz) im Weißbuch zum Europäischen Regieren von 2001 
 

7. Unlängst bekräftigte EGÖD in Beiträgen zum Bericht des Europäischen Parlaments über 
die Zukunft der Sozialdienstleistungen (2009/2222(INI)), über den am 5. Juli 2011 
abgestimmt wurde (http://www.epsu.org/a/7804), dass die EU-Gesetzgebung die 
Zielvorgaben der Sozial-, Gesundheits-, Arbeits- und Wohnungspolitik untermauern müsse. 
Im Falle eines Konflikts muss die Umsetzung dieser politischen Zielvorgaben Vorrang vor 
der Anwendung von EU-Regeln und -Verfahren haben. EGÖD erinnert daran, dass 
Sozialdienstleistungen öffentliche Dienstleistungen sind, die nicht auf der Grundlage von 
Marktprinzipien ausgeführt werden dürfen. Der im November 2011 vom EGÖD-
Exekutivausschuss verabschiedete Beschluss legt EGÖDs hauptsächliche Bedenken und 
Forderungen im Zusammenhang mit der gegenwärtigen EU-Politik und deren 
Auswirkungen auf die öffentlichen Dienste dar (öffentliches Beschaffungswesen, 
Konzessionen, staatliche Beihilfen, Handelspolitik), siehe http://www.epsu.org/r/589.5 In der 
Mitteilung wird nicht klar anerkannt, dass die öffentlichen Behörden die Freiheit haben, 
öffentliche Dienstleistungen direkt anzubieten und dass dies in der Tat eine zulässige und 
verantwortungsvolle Möglichkeit sein kann (z. B. durch interne und direkte Leistung). 
Weiter gefasste Ausschlüsse oder „leichtere“ interne Marktregeln für Sozialdienste – wie in 
den Richtlinien zum öffentlichen Beschaffungswesen und zu staatlichen Beihilfen 
vorgeschlagen – mögen hilfreich sein, sind aber keine Lösung. Darüber hinaus sind 
positive Maßnahmen erforderlich, mit denen die Qualität der öffentlichen Dienste in Europa 
geschützt und gefördert werden kann. EGÖD verweist in diesem Zusammenhang 
nochmals auf folgende Maßnahmen:6 

 

a. Entwicklung einer „Satzung des allgemeinen Interesses“ als Teil eines 
Rechtsrahmens, der sowohl auf öffentliche Dienste als auch auf sozialwirtschaftliche 
Anbieter anzuwenden ist und die speziellen Merkmale von DAI sowie die Bedürfnisse 
ihrer Anwender widerspiegelt. Diese Forderung wurde auch durch das 3. Forum zu 
SDAI am 26. und 27. Oktober 2010 unterstützt (siehe die 15 Empfehlungen 
http://www.socialsecurity.fgov.be/eu/en/agenda/26-27_10_10.asp). 

b. Europäische SDAI-Aktionsprogramme in den Bereichen Seniorenbetreuung, 
Betreuung von Menschen mit körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen und 

                                                           
4
 Europäischer Ausschuss für den sektoralen sozialen Dialog in Kommunal- und Regionalregierungen: 

Gemeinsame Erklärung zur Tagung des Europäischen Rats am 11. Februar 2010 zur Wirtschaftskrise, 
http://www.epsu.org/a/7116, siehe auch die Erklärung von 2011 unter http://www.epsu.org/a/8090. 
5
 Ein Vermerk zu den verschiedenen Entwicklungen im Hinblick auf das öffentliche Beschaffungswesen, 

Konzessionen und staatliche Beihilfen wurde dem EGÖD-Exekutivausschuss im November 2011 vorgelegt, siehe 
http://www.epsu.org/a/8280 auf EN/FR. Im beigefügten Anhang findet sich die aktualisierte Version. 
6
 Siehe auch die zwölf Schlüsselbotschaften von EGÖD zu Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse 

(SDAI) vom 1. März 2011 (http://www.epsu.org/a/7452). 

http://www.epsu.org/a/7804
http://www.epsu.org/r/589
http://www.socialsecurity.fgov.be/eu/en/agenda/26-27_10_10.asp
http://www.epsu.org/a/7116
http://www.epsu.org/a/8090
http://www.epsu.org/a/8280
http://www.epsu.org/a/7452
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Kinderbetreuung – aufgrund der wandelbaren gesellschaftlichen Bedürfnisse alle mit 
Potenzial zur Schaffung von Arbeitsplätzen. Nicht zuletzt um den potenziellen 
europäischen Kooperationsmehrwert und einen gemeinsamen Qualitätsrahmen für 
SDAI abzubilden, müssten solche Aktionsprogramme mit klaren, realistischen Zielen 
zur Verbesserung der Qualität der Dienstleistungen sowie der Arbeitsbedingungen 
jener, die die Sozialdienstleistungen erbringen, unterlegt werden, und das bei 
vollständiger Beteiligung der Sozialpartner aus Planung, Implementierung und 
Monitoring. EGÖD missbilligt die Tatsache, dass der vorläufige Aktionsplan für 
Gesundheitsfachkräfte in Europa (Action Plan for the EU Healthcare Workforce), der 
am 17. April 2012 verabschiedet werden soll, nicht einmal erwähnt, dass die 
Gesundheitspflege eine DAI/SDAI ist, oder Bezug auf die EU-Prinzipien zu 
öffentlichen Diensten nimmt. Auch die am 8. Oktober 2010 durch den Ausschuss für 
Sozialschutz verabschiedeten freiwilligen europaweiten Qualitätsrichtlinien (European 
Voluntary Quality Framework – EVQF) für SDAI werden nicht genannt.7 Die EVQF 
beinhalten Bestimmungen im Hinblick auf die Respektierung der Arbeiterrechte und auf 
die Arbeitsqualität. Seit ihrer Einführung hat der Ausschuss für Sozialschutz jedoch 
keine strukturierten Maßnahmen hinsichtlich ihrer Verwendung oder Förderung 
unternommen. Die Kommission hat ihrer Ankündigung, sie werde „sich verstärkt um die 
Förderung der Qualität im Bereich der Sozialdienstleistungen bemühen und das auf 
diesem Gebiet bisher Erreichte als Muster für weitere Dienste von allgemeinem 
Interesse heranziehen“, ebenfalls nicht Folge geleistet (KOM (2011) 900, S. 3). 

c. Stärkung bzw. Entwicklung eines sozialen Dialogs und von Tarifverhandlungen im 
Zusammenhang mit Sozialdienstleistungen, sowohl innerhalb der Mitgliedsstaaten 
wie auch auf europäischer Ebene, da dies den Umgang mit und die Verhandlung von 
relevanten Themen im Hinblick auf Qualifikationen und Ausbildung, berufliche 
Standards sowie angemessene Arbeits- und Vergütungsbedingungen ermöglichen 
würde. 

d. Leider fehlt eine klare und aussagekräftige Terminologie. EGÖD beklagt, dass die 
Kommission selbst für einen Großteil der Verwirrung verantwortlich ist. Das Verständnis 
von Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse (SDAI) wird durch zahlreiche 
Ungenauigkeiten in den Definitionen in EU-rechtlichen Texten und Mitteilungen 
erschwert, sodass den bereits bestehenden rechtlichen und politischen Ungewissheiten 
weitere hinzugefügt werden8. 

                                                           
7
 Siehe http://www.socialsecurity.fgov.be/eu/docs/agenda/26-27_10_10_spc_qf_document.pdf. Die DAI-Mitteilung 

der Kommission führt leider keine praktischen nachfolgenden Schritte zu diesen Richtlinien auf, und das 
Dokument wurde noch nicht einmal in die offiziellen EU-Sprachen übersetzt. 
8
 Zum Beispiel: 

 Die Mitteilung „Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in der EU“ vom 20. 
Dezember 2011 bezieht sich wie die Mitteilung über SDAI vom 26. April 2006 auf ein weit gefasstes Konzept 
von SDAI, unter das „Systeme der sozialen Sicherung [fallen], die die elementaren Lebensrisiken und eine 
Reihe von Dienstleistungen abdecken, die direkt an der betreffenden Person erbracht werden und denen 
eine präventive und sozial integrierende Funktion zukommt“. Die Beschreibung legt nahe, dass auch das 
Gesundheits- und das Bildungswesen zu den SDAI gehören. Die Mitteilung von 2011 fügt hinzu, dass „der 
Begriff ‚Sozialdienstleistung von allgemeinem Interesse’ somit sowohl wirtschaftliche als auch 
nichtwirtschaftliche Tätigkeiten“ abdeckt. 

 Der „Leitfaden zur Anwendung der Vorschriften der Europäischen Union über staatliche Beihilfen, öffentliche 
Aufträge und den Binnenmarkt auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse inklusive 
Sozialdienstleistungen“, SEC(2010) 1545 vom 7. Dezember 2010, führt eine Reihe unterschiedlicher Arten 
von Sozialdienstleistungen auf, darunter „persönliche Dienstleistungen“ (siehe Abschnitt 1.1, S. 4, 

http://ec.europa.eu/employment_social/social_protection/docs/com_2006_177_de.pdf). 

 Der Vorschlag vom Dezember 2011 für eine Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe, die die Richtlinie 
2004/18/EC ersetzen soll, führt aus (auf S. 10): „Die Bewertung der Auswirkungen und der Effektivität der 
EU-Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe hat gezeigt, dass sich die üblichen Verfahren für die 
Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge nicht für Dienstleistungen im Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungswesen eignen, da diese spezifische Merkmale aufweisen.“ Es wird jedoch nicht definiert, was unter 
dem Begriff „Sozialdienstleistungen“ zu verstehen ist. Der zugehörige Anhang nennt „Dienstleistungen im 
Gesundheits- und Sozialwesen“ und „sonstige öffentliche und persönliche Dienstleistungen“, ohne jedoch 
detailliert darauf einzugehen, was diese Kategorien beinhalten. 

http://www.socialsecurity.fgov.be/eu/docs/agenda/26-27_10_10_spc_qf_document.pdf
http://ec.europa.eu/employment_social/social_protection/docs/com_2006_177_de.pdf
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8. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die DAI-Mitteilung der Kommission eine 

Enttäuschung ist und das anhaltende politische Klima in Bezug auf Menschen-, Sozial- und 
Arbeitsrechte widerspiegelt. Sie argumentiert zugunsten von mehr Wettbewerb in nicht 
liberalisierten öffentlichen Diensten, ohne jedoch die Defizite in bisher liberalisierten 
Sektoren anzuerkennen, wozu auch die Qualität von Dienstleistungen und Arbeit gehört. 
Die Kommission behauptet weiterhin, dass die öffentlichen Dienste durch mehr 
Wettbewerb günstiger werden würden, zieht jedoch keine lehrreichen Schlüsse aus den 
Fehlern oder Misserfolgen der liberalisierten Sektoren in Europa oder anderswo – das 
Gesundheitssystem der USA z. B. ist nach jeglichem Maßstab als ineffizient zu betrachten. 
Die Kommission ignoriert die zunehmenden Hinweise darauf, dass Outsourcing nicht 
günstiger ist, und hält nach wie vor daran fest, dass Kostenersparnisse „bis zu 30 %“9 
möglich seien. 

 
9. Der Vorschlag für eine Konzessionsrichtlinie ist im Hinblick auf „Transparenz“ 

gerechtfertigt, jedoch deutlich auf die Förderung von Konzessionen für öffentliche Dienste 
und Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) ausgerichtet, wie aus der 
Folgenabschätzung der Kommission ersichtlich wird. Da außerdem weder die 
vorgeschlagene Konzessionsrichtlinie noch die Richtlinien für das öffentliche 
Beschaffungswesen eine ausreichende Sicherung von tarifvertraglich festgesetzten 
Arbeitsbedingungen in den verschiedenen Ländermodellen gewährleisten, besteht eine 
reale Gefahr, dass diese Vorschläge die Rechte von Beschäftigten – und Bürgern – 
schwächen könnten10. 

 
10. Im Hinblick auf die Richtlinien für das öffentliche Beschaffungswesen strebt EGÖD eine 

Reihe wichtiger Verbesserungen an, und zwar: 

 Anerkennung der Vertragsartikel über das Recht der öffentlichen Behörden, die Art 
der Ausführung öffentlicher Dienstleistungen zu wählen, sowie über den 
Qualitätsbedarf usw.11 Respekt für interne und öffentlich-öffentliche Kooperationen 
muss gewährleistet sein und außerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien liegen. 

 Respekt für Arbeitsschutzmaßnahmen, Arbeitsbedingungen und Tarifabkommen 
muss gewährleistet sein, wo der Vertrag zur Ausführung kommt. Hierzu muss das 
Recht auf Anwendung von Arbeitsklauseln in öffentlichen Verträgen 
unmissverständlich anerkannt werden. ILO C94 zu „Arbeitsklauseln (öffentliche 
Verträge)“ sollte ausdrücklich im entsprechenden Paragraphen/Artikel aufgeführt 
werden. 

 Bei Untervergaben sollte in allen Sektoren und auf allen Ebenen der Lieferkette 
gesamtschuldnerische Haftung bestehen. Die mit der Vergabe betrauten Behörden 
bleiben jedoch für die Durchführung öffentlicher Dienstleistungen verantwortlich. 

                                                                                                                                                                                     

 Im überarbeiteten Paket für staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit DAWI (siehe Details im Anhang) heißt 
es: „Um in den Genuss der Befreiung der Anmeldepflicht zu kommen, sollten soziale Dienstleistungen klar 
ausgewiesen werden und den sozialen Bedarf im Hinblick auf Gesundheitsdienste und Langzeitpflege, 
Kinderbetreuung, den Zugang zum Arbeitsmarkt, den sozialen Wohnungsbau sowie die Betreuung und 
soziale Einbindung sozial schwacher Bevölkerungsgruppen decken.“ (Paragraph 11; dieselbe Formulierung 
wird auch in Art. 2 1. c verwendet). 

 Der Entwurf zum Aktionsplan für europäische Gesundheitsfachkräfte 2012, der am 17. April 2012 
verabschiedet werden soll, bezieht sich nicht auf Gesundheitsdienstleistungen als DAI. Andererseits wird 
eine Terminologie eingeführt, die im Zusammenhang mit Sozial- und Langzeitpflege nicht üblich ist. Fußnote 
1 erläutert: „Dieses Dokument schließt Sozialgesundheitsdienstleistungen im weiteren Sinne aus“ (sic!) und 
verkündet, dass „ein separates Arbeitspapier der Kommission zu Familiendienstleistungen, insbesondere zur 
häuslichen Sozialpflege, Kinderbetreuung und Hausarbeit, auch die informelle und formelle Langzeitpflege 
von Senioren thematisieren wird.“ 

9
 Der Public Services Monitor von EGÖD listet mehrere Untersuchungen auf, die zeigen, dass Outsourcing weder 

günstiger noch besser ist, siehe z. B. die unter dänischer Leitung durchgeführte internationale Studie 
http://www.epsu.org/a/8011, deren Zusammenfassung jetzt auch auf Englisch verfügbar ist. 
10

 Siehe auch den EGB-Beschluss vom 6. und 7. März 2012, http://www.etuc.org/a/9801. 
11

 Siehe Anhang II. 

http://www.epsu.org/a/8011
http://www.etuc.org/a/9801
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 Durch bessere Formulierungen muss gewährleistet werden, dass soziale Aspekte der 
nachhaltigen Beschaffung in jeder Phase des Beschaffungsprozesses verankert 
werden können. Hierzu müssen die technischen Spezifikationen, die Auslegung der 
sozialen Dimensionen von Herstellungsprozessen und ihre Berücksichtigung bei der 
Vergabe erweitert werden. 

 Die Auftragsvergabe nach dem „niedrigsten Preis“ sollte prinzipiell abgeschafft 
werden. Das Ziel sollte stattdessen darin bestehen, für alle öffentlichen Verträge das 
„vorteilhafteste“ Angebot mit dem besten Preis-Leistungsverhältnis einzuholen, und 
es muss mehr Raum zur Berücksichtigung der Nachhaltigkeit geschaffen werden. 

 Sozialdienstleistungen: Die Definitionen müssen verbessert und/oder den 
Mitgliedsstaaten überlassen werden. Bestimmte Bereiche des Kapitels sind unter 
Einbeziehung von Bestimmungen für Arbeitsbedingungen zu festigen. 

 Auswahlverfahren: Die mit der Vergabe betrauten Behörden müssen Zugang zu 
mehreren anderen Verträgen aus der Vergangenheit haben, nicht nur dem letzten 
und mit derselben Behörde. 

 Die Ausschlussbestimmung muss im Hinblick auf Arbeitsbedingungen und Verletzung 
von Tarifabkommen sowie auf Sozialversicherung und Steuerumgehung gefestigt 
werden. 

 Die Formulierung hinsichtlich „ungewöhnlich niedriger Angebote“ bedarf der 
Verbesserung; 50 % sind nicht angemessen, vor allem für Dienstleistungen und 
Arbeiten (es sollten maximal 10-15 % sein). Bei unzureichenden Arbeitsbedingungen 
usw. sollte häufiger automatisch abgelehnt werden. Der Anbieter muss beweisen 
können, dass er die zutreffenden Vorschriften einhält.  

 Transparenz: Die Einzelheiten öffentlicher Verträge müssen publiziert werden und zur 
öffentlichen Untersuchung und Bewertung zur Verfügung stehen. Gewerkschaften 
sollten informiert und konsultiert werden, wenn eine Angebotsausschreibung einen 
Übergang von Unternehmen einbezieht. 

 Europäischer Beschaffungsausweis: Dieser sollte die Sozial- und Umweltleistungen 
eines Unternehmens beinhalten. 

 
11. Viele der oben genannten Punkte treffen auch auf die Konzessionsrichtlinie zu und müssen 

in diese eingebracht werden, falls der Vorschlag angenommen wird. Von EGÖD erfordert 
der Vorschlag der Kommission jedoch eine andere Strategie und Herangehensweise. Es 
gibt kein EU-Sekundärrecht für Dienstleistungskonzessionen, und viele Akteure sind der 
Meinung, dass eine tiefer greifende Beurteilung der nationalen Situationen und der 
Zusammenhänge mit den Richtlinien des öffentlichen Beschaffungswesens erforderlich ist, 
bevor fortgefahren werden kann. Der Vorschlag der Kommission enthält zahlreiche heikle 
Punkte, auf die ohne eine solche Beurteilung unmöglich auf angemessene Art 
eingegangen werden kann. Die größten Bedenken bestehen im Hinblick auf die Definition 
von Konzessionen, den Risikotransfer und die Dauer. EGÖD unterstützt die Forderung 
nach einer besseren Folgenabschätzung des Kommissionsvorschlags, bevor weitere 
Schritte unternommen werden.   

 
12. In jedem Fall wird hinsichtlich der Richtlinien für das öffentliche Beschaffungswesen und 

die Konzessionen beharrliches und koordiniertes Lobbying erforderlich sein, um die 
Mängel hervorzuheben und die Texte zu verbessern. Im Zentrum von EGÖDs 
Bemühungen – sowohl was das Lobbying als auch unsere Arbeit für den sozialen Dialog 
angeht – müssen qualitative öffentliche Dienste, das Recht zur „internen“/öffentlich-
öffentlichen Kooperation, Arbeitsklauseln und Transparenz stehen. 12  Erfreulicherweise 
erkennen viele Unternehmen an, dass vor allem eine „sozialere“ Richtlinie für das 
öffentliche Beschaffungswesen ein wichtiges Signal dafür wäre, dass der Binnenmarkt 
„sozialisiert“ werden kann. Das Ziel einer europäischen Sozialagenda – einschließlich 

                                                           
12

 Siehe z. B. die gemeinsame Erklärung von EGÖD/CEMR zum Leitfaden der Kommission zur sozialorientierten 

Beschaffung (SRPP): Definition von Prinzipien, Anforderungen und Standards des sozialverantwortlichen 
öffentlichen Beschaffungswesens (SRPP) für Kommunal- und Regionalregierungen, http://www.epsu.org/a/7769 
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„förderlicher Rahmenbedingungen“ für öffentliche Dienste – könnte somit weiter verfolgt 
werden.  

 
13. Im Hinblick auf SDAI wird EGÖD weiterhin positive Strategien für Sozialdienstleistungen 

einfordern und eine Dimension des öffentlichen Dienstes in relevante EU-Initiativen 
einbauen, u. a. in den Aktionsplan für europäische Gesundheitsfachkräfte.  

 


